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Reinhard Weis (Stendal), Gunter Weißgerber, Dr. Norbert Wieczorek, 

Dr. Christoph Zöpel, Hans-Ulrich Klose und der Fraktion der SPD 


Entwurf eines . . . Strafrechtsänderungsgesetzes — Verjährung von Straftaten 
nach §§ 234a, 241 a StGB (. . . StrÄndG) 


A. Problem 

Am 21. Januar 1993 hat der Deutsche Bundestag das „Gesetz 
über das Ruhen der Verjährung bei SED-Unrechtstaten (Verjäh- 
rungsG)" beschlossen, wonach die Verfolgungsverjährung von 
Straftaten in der ehemaligen DDR vom 11. Oktober 1949 bis zum 

2. Oktober 1990 geruht hat. Von dieser Regelung sind diejenigen 
politisch motivierten Delikte nicht erfaßt, die schon vor dem 

3. Oktober 1990 unter bundesdeutsches Strafrecht fielen. Hierzu 
zählen insbesondere die Fälle politischer Verdächtigung (§ 241a 
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StGB) und der Verschleppung (§ 234 a StGB). Diese Vorschriften 
sind im Jahre 1951 in das Strafgesetzbuch aufgenommen worden, 
um auch den DDR-Bürger vor der Willkür des SED-Regimes zu 
schützen bzw. um zu verhindern, daß Menschen vom Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland aus in die DDR gelockt und dort 
festgehalten wurden. Seit dem Beitritt der neuen Bundesländer 
kann diesen Vorschriften endlich praktische Bedeutung zukom- 
men. Jedoch gilt nach § 78 Abs. 3 Nr. 4 StGB für diese Straftaten die 
Verjährungsfrist von fünf Jahren, ungeachtet der Tatsache, daß 
eine Verfolgung der Täter auf dem Gebiet der ehemaligen DDR 
nicht möglich gewesen ist. Nunmehr steht zu befürchten, daß 
aufgrund der Situation, in der sich die Strafverfolgungsbehörden in 
den neuen Bundesländern befinden, eine Verfolgung von Straf- 
taten nach den §§ 234 a, 241a StGB vor Ablauf der Verfolgungs- 
Verjährung in vielen Fällen nicht möglich sein wird. 


B. Lösung 

§ 78 StGB wird dahin gehend ergänzt, daß bei Straftaten gegen die 
§§ 234 a, 241a StGB die Verjährungsfrist von bisher fünf auf zehn 
Jahre verlängert wird. 


C. Alternativen 

Beibehaltung des gegenwärtigen unbefriedigenden Rechtszustan- 
des, 


D. Kosten 

Keine 
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Entwurf eines . . . Strafrechtsänderungsgesetzes — Verjährung von Straftaten 
nach §§ 234a, 241 a StGB (. . . StrÄndG) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen; 

Artikel 1 

Änderung des Strafgesetzbuches 

Nach § 78 Abs. 2 des Strafgesetzbuches in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 10. März 1987 
(BGBl. I S. 945, 1160), zuletzt geändert durch . . ., wird 
folgender Absatz 2 a eingefügt: 


Bonn, den 11. Februar 1993 


„ (2 a) Straftaten nach § 234 a StGB (Verschleppung) 
und § 241a StGB (Politische Verdächtigung) verjäh- 
ren nach zehn Jahren. Satz 1 gilt nicht für Taten, deren 
Verfolgung beim Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits 
verjährt sind." 


Artikel 2 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 
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Begründung 


Taten, die durch eine Anzeige oder Verdächtigung 
bei den Staatssicherheitsorganen Bürgerinnen und 
Bürger der ehemaligen DDR politischer Verfolgung 
aussetzten, sind nach dem Strafgesetzbuch der ehe- 
maligen DDR nicht strafbar gewesen. Eine Strafbar- 
keit kommt nur nach § 24 1 a StGB (Bundesrepublik 
Deutschland) in Betracht. Nach ständiger Rechtspre- 
chung des Bundesgerichtshofes findet § 241a StGB 
auch Anwendung auf Taten von DDR-Bürgern in der 
ehemaligen DDR. 

Ähnliches güt für Straftaten nach § 234 a StGB, sofern 
das Opfer durch List oder Drohung dazu gebracht 
worden ist, in die DDR zu reisen oder von der Ausreise 
abgehalten wurde. Zumindest in diesen Fällen kommt 
eine Strafbarkeit nach DDR- Strafrecht nicht in Frage. 
Insbesondere gilt dies für das Vergehen der Vorberei- 
tung einer Verschleppung nach § 234 a Abs. 3 StGB. 
Als Vorbereitungshandlungen kommen in Betracht: 
Das Aufstellen von Listen mit Personen, die entführt 
werden sollen, sowie das Beschatten oder Beschatten- 
lassen solcher Personen — also typischerweise Hand- 
lungen von Offizieren im Ministerium für Staats- 
sicherheit der ehemaligen DDR. 

Hinsichtlich derartiger Taten ist nach § 78 StGB für 
den Zeitpunkt vor 1988 bereits Verfolgungs Verjäh- 
rung eingetreten, ungehindert der Tatsache, daß eine 
umfassende Straf Verfolgung der Täter zu diesem 
Zeitpunkt nicht möglich gewesen ist. Lediglich für 
Taten ab 1988 ist eine Strafverfolgung noch mög- 
lich. 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt sind die Strafverfol- 
gungsorgane in den neuen Ländern jedoch nicht in 
der Lage, entsprechende Verfahren einzuleiten, so 
daß davon ausgegangen werden muß, daß ein Groß- 
teü der Straftäter aufgrund eintretender Verfolgungs- 
verjährung nicht mehr belangt werden kann. Dieser 
Zustand ist unbefriedigend. 

Durch diesen Gesetzentwurf soll dem insoweit Abhüfe 
geleistet werden, als daß die Verjährungsfrist für die 
§§ 234 a, 241a StGB ausdrücklich verlängert wird. 
Eine anderweitige Möglichkeit, die Verfolgungsver- 
jährung dieser Straftaten aufzuhalten, ist nicht ersicht- 
lich. Nach Artikel 315 a des Einführungsgesetzes zum 


Strafgesetzbuch, eingefügt durch Anlage I Kapitel III 
Sachgebiet C Abschnitt II Nr. 1 Buchstabe c zum 
Einigungsvertrag, gilt die Verfolgungsverjährung von 
Straftaten, die in der Deutschen Demokratischen 
Republik begangen wurden, und bei denen nach 
DDR-Recht eine Verjährung noch nicht eingetreten 
war, als am Tag des Wirksamwerdens des Beitritts 
unterbrochen. Die Verjährungsfristen begannen in 
diesen Fällen am 3. Oktober 1990 zu laufen. Straftaten 
nach den §§ 234 a, 241a StGB konnten aber in der 
Bundesrepublik Deutschland verfolgt werden, so daß 
hinsichtlich dieser Vorschrift der Lauf der Verjäh- 
rungsfristen nicht unterbrochen werden konnte. 

Das Rückwirkungs verbot des Artikels 103 Abs. 2 
Grundgesetz ist durch die Verlängerung der Verfol- 
gungsverjährungsfrist nicht tangiert, da Veijährungs- 
recht Verfahrensrecht darstellt und Artikel 103 Abs. 2 
sich nur auf das materielle Strafrecht bezieht. 

Daß sich die Verlängerung der Verfolgungsverjäh- 
rung nur auf die Fälle bezieht, die zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens des Gesetzes noch nicht verjährt sind, 
ergibt sich bereits aus dem aus dem Rechtsstaatsprin- 
zip abzuleitenden Verbot einer echten Rückwirkung. 
Der Gesetzentwurf bewirkt lediglich eine Verlänge- 
rung noch laufender Verjährungsfristen in die Zu- 
kunft hinein. Dies ist nach der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts zu den Verjährungsgeset- 
zen verfassungsrechtlich zulässig (BVerfGE 1, 418; 
BVerfGE 25, 269), da ein etwaiges Vertrauen der Täter 
auf den Fortbestand einer gesetzlichen Veijährungs- 
regelung nicht schutzwürdig erscheint. 

Darüber hinaus ist die Verlängerung der noch laufen- 
den Verjährungsfristen geboten, da hierfür wichtige 
Gründe vorhegen. Angesichts der Schwierigkeiten 
beim Aufbau der Rechtspflege in den neuen Bundes- 
ländern droht eine Verjährung dieser Straftaten. Alle 
Delikte nach den §§ 234 a, 241a StGB, die vor 1988 
begangen wurden, sind bereits verjährt. Innerhalb der 
nächsten zwei Jahre werden die restlichen möglichen 
Delikte verjährt sein. In dieser Zeit wird es der 
Rechtspflege in den neuen Ländern nicht möglich 
sein, entsprechende Strafverfahren durchzuführen 
bzw. einzuleiten. 
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